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FACHANWEISUNG ZU § 113 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 78 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX 

WOHNEN MIT ASSISTENZ (EHEMALS AWG - AZ: 112.43-2-3) 

STAND 20.02.2021 
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1. Ziele der Leistung 

Diese Fachanweisung regelt das allgemeine Verfahren bei der Bewilligung von qualifizierter 
Assistenz durch Wohnen mit Assistenz (ehemals ambulant betreute Wohngemeinschaft) in 
der Eingliederungshilfe. Es handelt sich hier um eine Leistung zur sozialen Teilhabe. Dabei ist 
die Fachanweisung zu § 90 SGB IX „Allgemeine Ziele, Grundsätze und Regelungen der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen“ zu beachten. 

Grundsätzliches Ziel aller Leistungen der Eingliederungshilfe ist nach § 1 SGB IX, die Selbst-
bestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen bzw. von durch Behinderungen 
bedrohter Menschen am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermei-
den oder ihnen entgegenzuwirken. 

Mit der qualifizierten Assistenz im Rahmen von Wohnen mit Assistenz sollen Menschen mit 
Behinderungen befähigt werden, ihre Lebensplanung und -führung möglichst selbstbestimmt 
und eigenverantwortlich im eigenen Wohnraum wahrnehmen zu können. Die vorrangigen Ziele 
sind dabei, hoch strukturierte Unterstützungsleistungen wie das Wohnen in besonderen Wohn-
formen zu vermeiden und gleichzeitig den Menschen mit Behinderung durch gezielte   
Unterstützung und pädagogische, lernzielorientierte Leistungen zur Alltagsbewältigung zu 
qualifizieren. Im Gegensatz zur qualifizierten pädagogischen Assistenz, setzt das Wohnen mit 
Assistenz nicht zwingend das Wohnen oder den baldigen Bezug einer Wohnung oder eines 
Hauses voraus (siehe Fachanweisung Qualifizierte pädagogische Assistenz). Sie wird in der 
Regel in Haus- oder Wohngemeinschaften erbracht. Als Ziele sollen die Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft, der Aufbau und die Pflege sozialer Netzwerke und die Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft sowie im Sozialraum ermöglicht oder gefördert werden. 

Die durch diese Fachanweisung geregelten Maßnahmen des Wohnens mit Assistenz umfas-
sen auch die folgenden Leistungsformen: 

• „Wohnen mit Assistenz“ in einer Wohn-/Hausgemeinschaft (ehemals AWG) 
• „Ambulante Assistenz Hamburg (aah)“ (Evangelischen Stiftung Alsterdorf) 
• „Ambulante Assistenz für Menschen mit Demenz“ (Leben mit Behinderung Hamburg) 
• „Ambulant betreute Wohngemeinschaften für Menschen mit schweren und schwersten 

Körperbehinderungen und/oder neurologischen Störungen“ (Sozialkontor) 

Für Angebote außerhalb Hamburgs, die von Leistungsberechtigten in der Zuständigkeit Ham-
burgs wahrgenommen werden, ist diese Fachanweisung entsprechend anzuwenden. 

2. Voraussetzungen 

Leistungen der Eingliederungshilfe werden gemäß § 108 SGB IX auf Antrag bewilligt und frü-
hestens ab dem Ersten des Antragsmonats erbracht, wenn zu diesem Zeitpunkt die 
Voraussetzungen bereits erfüllt wurden. Der Antrag ist beim Fachamt  Eingliederungshilfe des  
Bezirksamts Wandsbek zu stellen. Für Folgebewilligungen  von  Leistungen, für die ein Ge-
samtplanverfahren durchgeführt wurde, ist gemäß § 108 Abs. 2 SGB IX kein erneuter Antrag 
erforderlich. 

2.1 Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe 

Bei Antragseingang ist innerhalb von zwei Wochen die Zuständigkeit der Trägerin der Einglie-
derungshilfe zu prüfen. Dabei ist insbesondere auf die örtliche Zuständigkeit und mögliche 



3 

 

Ansprüche gegenüber vorrangigen Kostenträgern zu achten. Ist die Trägerin der Eingliede-
rungshilfe nicht zuständig, ist der Antrag gemäß § 14 SGB IX unverzüglich an den zuständigen 
Rehabilitationsträger weiterzuleiten. Die Weiterleitung ist unter ausdrücklichem Bezug auf die 
Vorschrift des § 14 SGB IX zu begründen. Nach Ablauf der Frist ist auch bei Unzuständigkeit 
über den Antrag zu entscheiden. Eine spätere Kostenerstattung von dem tatsächlich zustän-
digen Rehabilitationsträger ist dann gemäß § 16 Abs. 4 SGB IX ausgeschlossen. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX 

2.2  Anspruchsberechtigter Personenkreis 

Anspruchsberechtigt sind volljährige Menschen mit Behinderungen, die zum Personenkreis 
des § 99 SGB IX gehören. 

Die Leistungen richten sich an Menschen mit geistigen, körperlichen, sinnes- oder mehrfachen 
Behinderungen. Bei Vorliegen von mehreren Behinderungsarten muss eine der drei erstge-
nannten Behinderungen im Vordergrund stehen. Es können auch Leistungen für Menschen 
mit seelischen Behinderungen erbracht werden, bei denen eine Autismus-Spektrum-Störung 
festgestellt wurde. In Ausnahmefällen können die Leistungen für Menschen mit einer Hirnver-
letzung, auch wenn diese zum Personenkreis der Menschen mit einer seelischen Behinderung 
zählen, gewährt werden. Leistungen für Menschen mit anderen seelischen Behinderungen 
werden nach anderen Vorgaben erbracht, die der Fachanweisung Wohnen mit Assistenz bei 
seelischer Behinderung zu entnehmen sind.  

Eine weitere Voraussetzung für die Leistungsbewilligung ist, dass die Unterstützung im eige-
nen oder gemeinschaftlich geführten Haushalt erbracht wird. Eine rechtliche Trennung von 
Miet- und Betreuungsverhältnis zwischen der leistungsberechtigen Person und dem Anbieter 
(keine gekoppelten Verträge) ist dabei ein wesentliches Kriterium.  

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

2.3 Einkommen und Vermögen 

Die Bewilligung der Leistungen ist einkommens- und vermögensabhängig. Grundlage für die 
Prüfung sind die Regelungen des neunten Kapitels im zweiten Teil SGB IX.  

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

3. Gesamtplan 

Gemäß § 121 SGB IX ist die Trägerin der Eingliederungshilfe zur Erstellung eines Gesamt-
plans verpflichtet. Im Gesamtplan sind das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten 
sowie die Regelungen zur Angemessenheit und Mehrkosten zu berücksichtigen.  

Ebenfalls zu berücksichtigen ist, dass Leistungen der Eingliederungshilfe immer auf mindes-
tens ein konkretes Ziel gerichtet sind. Die Aussicht auf Zielerreichung muss zum Zeitpunkt der 
Gewährung konkret bestehen. 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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Die im Gesamtplan ermittelten Ziele, die im Bewilligungszeitraum erreicht werden sollen, sind 
Grundlage des Bewilligungsbescheids. Die Zielerreichung im Einzelfall ist anlässlich der Fort-
schreibung der Gesamtplanung zu prüfen. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

4. Art und Umfang der Leistungen 

Der Leistungsumfang richtet sich nach dem im Rahmen des Gesamtplanverfahrens ermittelten 
Bedarf und wird grundsätzlich in sechs Bedarfsgruppen unterteilt: 

 HEG 0 HEG 1 HEG 2 HEG 3 HEG 4 HEG 5 

Betreuung pro Woche 4 h 6 h 10 h 14 h 17 h 19 h 

Die einzige Ausnahme dazu bildet die „Ambulant betreute Wohngemeinschaften für Menschen 
mit schweren und schwersten Körperbehinderungen und/oder neurologischen Störungen“ des 
Sozialkontors, in der es nur drei Bedarfsgruppen gibt. 

Bei der Bedarfsermittlung ist die Sozialraumorientierung zu berücksichtigen. Die Unterstützung 
zur Nutzung vorhandener Angebote, der Auf- und Ausbau sozialer Netzwerke und die Koope-
ration mit Hilfsangeboten des Trägers und der Region ist ein wesentlicher Bestandteil der 
Leistung. 

4.1 Wohnen mit Assistenz und andere wohnraumbezogene Leistungen 

Wohnen mit Assistenz umfasst pädagogische und lernzielorientierte Leistungen. Eine zusätz-
liche Bewilligung von Leistungen der Eingliederungshilfe im Zusammenhang mit dem Wohnen 
ist daher ausgeschlossen. 

Wohnen mit Assistenz kann parallel mit Leistungen zur Unterstützung im Haushalt wie die 
Haushilfe nach §§ 27 Abs. 3, § 27a Abs. 4 bzw. §§ 41, 42 Nr. 1 i.V.m. § 27a Abs. 4 SGB XII 
oder Hilfe zur Weiterführung des Haushaltes nach § 70 SGB XII bewilligt werden, sofern diese 
Tätigkeiten nicht als Teil der Leistung im Gesamtplan vereinbart sind. Die parallele Leistungs-
erbringung ist jedoch nur zeitlich begrenzt möglich, etwa zur Überwindung einer 
Krisensituation, und sollte in der Regel nicht länger als sechs Monate andauern. Sollte auch 
danach der Bedarf bei der leistungsberechtigten Person bestehen, ist zu überprüfen, ob der 
bewilligte Leistungsumfang ggf. erhöht werden soll bzw. die Leistung des Wohnens mit Assis-
tenz noch die richtige Leistungsart ist, um den vorhandenen Bedarf zu decken. 

4.2 Wohnen mit Assistenz und Pflegeleistungen / Hilfe zur Pflege 

Bei Wohn- bzw. Hausgemeinschaften, in denen Leistungen des Wohnens mit Assistenz er-
bracht werden, handelt es sich nicht um Räumlichkeiten im Sinne des § 71 SGB XI, sodass 
eine Pauschalierung der Pflegeversicherungsleistungen nach § 43a SGB XI nicht stattfindet 
und den Bewohnerinnen und Bewohnern das volle Leistungsspektrum der Pflegeversicherung 
zur Verfügung steht. 

Wenn leistungsberechtigte Personen pflegebedürftig sind, soll auf die möglichst vollständige 
Erschließung der SGB XI-Leistungen hingewirkt werden. Reichen diese nicht aus, um die pfle-
gerischen Bedarfe zu decken, können ergänzende Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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SGB XII in Anspruch genommen werden. In diesen Fällen ist im Rahmen des Gesamtplanver-
fahrens zu prüfen, ob hierdurch Bedarfe der Eingliederungshilfe bereits gedeckt sind. Für diese 
Bedarfe können dann keine Leistungen des Wohnens mit Assistenz bewilligt werden. Es ist 
außerdem festzustellen, ob die Voraussetzungen für das Lebenslagenmodell nach § 103 Abs. 
2 SGB IX vorliegen (siehe Fachanweisung Allgemeine Grundsätze). Die Ergebnisse sind je-
weils zu dokumentieren. 

Bei sehr hohem Pflegebedarf ist außerdem zu prüfen, ob grundsätzlich daneben noch ein Be-
darf an Leistungen der Eingliederungshilfe besteht und ob dieser Bedarf nicht auch durch die 
stundenweise Bewilligung anderer wohnraumbezogener Leistungen, wie beispielsweise Fach-
leistungsstunden für einfache Assistenz, gedeckt werden kann. Ist dies der Fall, so ist Wohnen 
mit Assistenz abzulehnen bzw. einzustellen. 

4.3 Wohnen mit Assistenz und Leistungen der Teilhabe am Arbeitsle-
ben 

Eine parallele Leistungsgewährung von Leistungen von qualifizierter Assistenz durch Wohnen 
mit Assistenz und Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben ist grundsätzlich möglich. 

4.4 Krankenhausaufenthalte / Abwesenheiten 

Bei einer stationären Behandlung in einem Krankenhaus, reduziert sich der Leistungsumfang 
ab dem ersten Tag auf die Bedarfsgruppe eins. Nach sechswöchiger Abwesenheit aus dem 
eigenen Wohnraum ist durch den Sozialpädagogische Fachdienst im Fachamt Eingliederungs-
hilfe zu prüfen, ob die Leistungen eingestellt werden sollen. 

5. Anbieter von Leistungen / Persönliches Budget 

Es sind grundsätzlich nur solche Anbieter zur Erbringung von Leistungen auszuwählen, mit 
denen die Trägerin der Eingliederungshilfe Freie und Hansestadt Hamburg oder der Einglie-
derungshilfeträger eines anderen Bundeslandes Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX 
über die Erbringung der qualifizierte Assistenz in Form von Wohnen mit Assistenz abgeschlos-
sen hat. Diese sind in der Angebotsverwaltung gelistet. Nur Ausnahmefällen können nach den 
Voraussetzungen des § 123 Abs. 5 SGB IX Leistungen auch ohne vorherigen Abschluss einer 
Vereinbarung bewilligt werden. 

Leistungen nach dieser Fachanweisung können gemäß § 29 SGB IX auf Antrag des Leis-
tungsberechtigten auch in Form eines Persönlichen Budgets erbracht werden. 

Zu Einzelheiten, Verfahren und Ausnahmen siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

6. Befürwortungs- und Bewilligungszeitraum 

Der Erstbefürwortungszeitraum ist auf bis zu ein Jahr zu begrenzen. Bevor eine Folgebefür-
wortung geprüft werden kann, ist ein Sozialverlaufsbericht vorzulegen. Sofern es der Verlauf 
des Einzelfalles rechtfertigt, kann bei Folgebefürwortungen ein Zeitraum von bis zu zwei Jah-
ren vorgesehen werden. Eine Weiterbefürwortung kann erst nach Eingang und Prüfung des 
Sozial- und Verlaufsberichts erfolgen. Befürwortungen ohne Befristung sind unzulässig. 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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Die Leistungsbewilligung ist für einen Monat vorzunehmen. Liegen die Voraussetzungen für 
eine Bewilligung danach weiterhin vor, werden die Leistungen so lange ohne neuen Leistungs-
bescheid erbracht, bis es zu Veränderungen bei den Voraussetzungen kommt oder der 
Befürwortungszeitraum endet.  

7. Berichtswesen, Controlling 

Die für das Controlling benötigten Daten werden dem Datawarehouse entnommen. 

8. Inkrafttreten 

Diese Fachanweisung tritt am 20.01.2021 in Kraft und am 19.01.2026 außer Kraft. Sie löst die 
Fachanweisung zu ambulant betreuten Wohngemeinschaften (AWG) ab. 
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